
Vergnügungssteuersatzung 
 

der Gemeinde Bohmte 
 

Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) i. d. F. vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 20. Juni 2018 (Nds. GVBl. S. 113) und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersäch-
sischen Kommunalabgabengesetzes i. d. F. vom 20. April 2017 (Nds. GVBl. Nr. 7/2017 S. 121) 
hat der Rat der Gemeinde Bohmte in seiner Sitzung am 28.03.2019 folgende Satzung, zuletzt 
geändert durch die Änderungssatzung vom 12.12.2019, beschlossen: 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Die Gemeinde erhebt Vergnügungssteuer für den Betrieb von Spiel-, Geschicklichkeits- und 
Unterhaltungsapparaten -geräten und -automaten (einschl. der Apparate, Geräte und Automa-
ten zur Ausspielung von Geld und Gegenständen (Spielgeräte) sowie Musikautomaten, aus-
genommen Spielgeräte für Kleinkinder) in Spielhallen, Gaststätten, Vereinsräumen, Kantinen 
und an anderen Orten, die der Öffentlichkeit im Satzungsgebiet zugänglich sind, Steuergegen-
stand ist jeweils das einzelne Gerät. 
 

 
§ 3 

Steuerschuldner 
 

(1) Steuerschuldner ist derjenige, dem die Einnahmen zufließen. 
(2) Steuerschuldner ist auch 

a. der Besitzer der Räumlichkeiten, in denen die Spielgeräte im Sinne von § 1 
aufgestellt sind, wenn er für die Gestattung der Aufstellung ein Entgelt oder 
sonstigen Vorteil erhält. 

b. der wirtschaftliche Eigentümer der Spielgeräte im Sinne von § 1. 
(3) Die Steuerschuldner sind Gesamtschuldner i. S. d. § 44 Abgabenordnung (AO) i. V. m. 

§ 11 Abs. 1 Nr. 2b NKAG. 
 

§ 4 
Steuerform 

 
Die Steuer wird als Spielgerätesteuer (§ 5) erhoben. 

 
 

§ 5 
Spielgerätesteuer 

 
(1) Bei der Spielgerätesteuer ist die Bemessungsgrundlage das monatliche Einspiel-

ergebnis des jeweiligen Spielgerätes. Eine Aufrechnung mit negativen Einspieler-
gebnissen anderer Geräte sowie anderer Zeiträume ist nicht zulässig. Das negative 
Einspielergebnis eines Gerätes ist mit dem Wert 0,00 € anzusetzen. Abweichend 
davon werden Spielgeräte ohne Gewinnmöglichkeit pauschal besteuert.  

(2) Als Einspielergebnis gilt bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit und manipulati-
onssicherem Zählwerk die Bruttokasse. Sie errechnet sich aus der elektronisch ge-
zählten Kasse (inkl. der Veränderungen der Röhreninhalte, abzüglich Nachfüllun-
gen, Falschgeld und Fehlgeld). 

(3) Spielgeräte mit manipulationssicheren Zählwerken sind Geräte, deren Software die 
Daten lückenlos und fortlaufend aufzeichnen, wie z. B. Aufstellungsort, Gerätenum-
mer, Gerätenamen, Zulassungsnummer, fortlaufende Nummer des jeweiligen Aus-
drucks, Datum der letzten Kassierung, elektronisch gezählte Kasse, Röhreninhalte, 



Auszahlungsquoten, tägliche Betriebsstunden, tägliche Spielzeit am Gerät, Anzahl 
der entgeltpflichtigen Spiele, Freispiele usw. 

(4) Bei Spielgeräten ohne Gewinnmöglichkeit ist die Anzahl und Art der Spielgeräte 
Bemessungsgrundlage.  

(5) Hat ein Spielgerät mehrere Spiel-, Geschicklichkeits- oder Unterhaltungseinrich-
tungen, die unabhängig voneinander oder zugleich ganz oder teilweise nebenei-
nander entgeltpflichtig bespielt werden können, so gilt jede dieser Einrichtungen 
als Spielgerät.  

(6) Der Steuerschuldner hat alle Unterlagen, aus denen die Bemessungsgrundlagen 
hervorgehen, entsprechend den Bestimmungen der Abgabenordnung aufzube-
wahren.  

(7) Die Bediensteten der Gemeinde Bohmte sind berechtigt, alle steuerlich relevanten 
Sachverhalte und Unterlagen zu prüfen. Die Regelungen der §§ 193-199 Abgaben-
ordnung finden entsprechende Anwendung.  

 
§ 6 

Steuersätze 
 

(1) Bei Spielgeräten entsprechend den Fällen des § 5 Abs. 2 beträgt der Steuersatz 
20 % des Einspielergebnisses. 

(2) Bei den Spielgeräten entsprechend den Fällen des § 5 Abs. 4 (Geräte ohne Ge-
winnmöglichkeit) beträgt der Steuersatz je angefangenen Kalendermonat für jedes 
Gerät: 

a. Musikautomaten:        18 € 
b. Gewalt- und kriegsverherrlichende Unterhaltungsspielgeräte:          200 € 
c. Sonstige Geräte ohne Gewinnmöglichkeit: 

i. aufgestellt in Gaststätten, Kantinen oder ähnlichen Räumen: 18 € 
ii. aufgestellt in Spielhallen:      42 € 

 
§ 7 

Steuererklärung und Steuerfestsetzung 
 

(1) Der Steuerschuldner hat bei einer Besteuerung nach § 5 Abs. 2 innerhalb von 10 
Kalendertagen nach Ablauf des Erhebungszeitraumes (Kalendermonat) eine Steu-
ererklärung auf einem vorgeschriebenen Vordruck abzugeben. 

(2) In den Fällen der Besteuerung nach dem Einspielergebnis handelt es sich bei der 
Steuererklärung um eine Steueranmeldung i. S. d. § 11 NKAG i. V. m. § 150 Abs. 
1 Satz 3 und 168 der Abgabenordnung. In diesen Fällen hat der Steuerschuldner 
die Steuer selbst zu berechnen. Die unbeanstandete Entgegennahme der Steuer-
anmeldung gilt als Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung. Ein 
separater Steuerbescheid wird in diesem Fall nicht erteilt. 

(3) In den Fällen der Besteuerung nach § 5 Abs. 4 wird die Steuer durch schriftlichen 
Bescheid festgesetzt.  

(4) Gibt der Steuerschuldner seine Steuererklärung nicht, nicht rechnerisch richtig, 
nicht rechtzeitig oder vollständig ab, so wird die Steuer durch schriftlichen Bescheid 
festgesetzt. Dabei kann von den Möglichkeiten der Schätzung der Bemessungs-
grundlage und der Festsetzung von Verspätungszuschlägen nach den Vorschriften 
der Abgabenordnung Gebrauch gemacht werden.  

(5) Bei Geräten mit Gewinnmöglichkeit sind den Steuererklärungen die Zählwerkaus-
drucke für den Besteuerungszeitraum beizufügen. Diese Nachweise müssen alle 
Informationen enthalten, welche für die Steuerberechnung erforderlich sind und 
diese nachvollziehbar macht. Darüber hinaus müssen Hersteller, Gerätename, Ge-
räteart/-typ, Gerätenummer, Zulassungsnummer, fortlaufende Nummer und Datum 
des aktuellen Zählwerkausdrucks, enthalten sein.  



(6) Tritt am selben Veranstaltungsort im Laufe eines Erhebungszeitraums an die Stelle 
eines Apparates/Gerätes/Automaten ohne Gewinnmöglichkeit ein gleichartiges/r 
Apparat/Gerät/Automat, so wird die hierfür festzusetzende Steuer für den Erhe-
bungszeitraum nur einmal erhoben.  

 
§ 8 

Erhebungszeitraum 
 

Bei Geräten i. S. v. § 1  ist Erhebungszeitraum der Kalendermonat.  
 

§ 9 
Entstehung und Fälligkeit des Steueranspruchs 

 
(1) Bei der Aufstellung von Spielgeräten nach § 1 entsteht der Steueranspruch mit der 

Inbetriebnahme.  
(2) In den Fällen der Besteuerung als Spielgerätesteuer nach § 5 Abs. 2 ist die Steuer 

bis zum 15. Kalendertag des auf den Erhebungszeitraum folgenden Kalendermo-
nats zu entrichten.  

(3) In den Fällen der Besteuerung nach § 5 Abs. 4 ist die Steuer am 15. des folgenden 
Kalendermonats fällig. Auf Antrag kann die Gemeinde eine vierteljährliche Fälligkeit 
für das 1. bis 4. Vierteljahr zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines Jahres ge-
statten.  

 
 

§ 10 
Anzeige- und Aufbewahrungspflicht 

 
(1) In den Fällen des § 1 ist die Inbetriebnahme eines Apparates, Gerätes oder Automaten 

in einer Gaststätte, einem Vereinsraum, einer Kantine oder in einem anderen der Öf-
fentlichkeit zugänglichen Ort unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Als Inbetriebnahme 
gilt die erste Aufstellung des Gerätes, wenn der Gemeinde entgegenstehende Um-
stände nicht unverzüglich mitgeteilt worden sind. Die Anmeldung gilt für die gesamte 
Betriebszeit dieses und eines im Austausch an seine Stelle tretenden gleichartigen 
Gerätes. Die Außerbetriebnahme des angemeldeten Gerätes oder des Austauschge-
rätes ist unverzüglich zu melden; andernfalls gilt als Tag der Außerbetriebnahme frü-
hestens der Tag der Meldung. Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines 
der in § 5 genannten Apparate, Geräte und Automaten im Austausch ein gleichartiges 
Gerät, so gilt für die Berechnung und Entrichtung der Steuer das ersetzte Gerät als 
weitergeführt. 

(2) Der Steuerschuldner hat alle Unterlagen, aus denen die Bemessungsgrundlagen her-
vorgehen, entsprechend den Bestimmungen des § 147 AO aufzubewahren. 

 
 

§ 11 
Vorverlegung der Fälligkeit, Sicherheitsleistung 

 
Die Gemeinde kann die Leistung einer Sicherheit in der voraussichtlichen Höhe der Steu-
erschuld verlangen, wenn die Durchsetzung des Steueranspruchs gefährdet erscheint. 
 

 
§ 12 

Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 
 

(1) Die Gemeinde Bohmte ist berechtigt zur Nachprüfung der Steuererklärung (Steueran-
meldung) und zur Feststellung von Steuertatbeständen die Aufstellorte zu betreten, 



Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller Zählwerkausdrucke zu ver-
langen. 

(2) Die Gemeinde Bohmte ist berechtigt, Außenprüfungen nach den §§ 193 ff. AO durch-
zuführen. 

(3) Der Steuerschuldner ist verpflichtet, bei der Überprüfung und der Außenprüfung dem 
von der Gemeinde Bohmte Beauftragten unentgeltlichen Zutritt zu den Veranstaltungs- 
und Geschäftsräumen zu gestatten, alle für die Besteuerung bedeutsamen Auskünfte 
zu erteilen, sowie Räumlichkeiten, Zählwerkausdrucke und Geschäftsunterlagen, die 
für die Besteuerung von Bedeutung sind, zugänglich zu machen.  

 
§ 13 

Datenverarbeitung 
 
(1) Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Vergnügungssteuer im 

Rahmen dieser Satzung ist die Erhebung folgender personenbezogener Daten zuläs-
sig: 

a. Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsname 
b. Anschrift 
c. Bankverbindung. 

(2) Die Erhebung erfolgt durch Mitteilung bzw. Übermittlung von Ordnungsbehörden, Po-
lizeien der Länder und des Bundes, Staatsanwaltschaften, der Bundeszollverwaltung, 
Meldebehörden, Gewerbemeldestellen, Sozialversicherungsträgern, dem Bundes-
zentralregister, Finanzämtern, dem Gewerbezentralregister, anderen Behörden sowie 
eigenen Angaben.  

(3) Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Steuererhe-
bung nach dieser Satzung weiterverarbeitet werden.  

 
§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt wer 
a. entgegen § 7 die Steuererklärung nicht oder nicht innerhalb der dort bestimm-

ten Frist abgibt und 
b. entgegen § 10 den Anzeige- und Aufbewahrungspflichten nicht nachkommt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden. 
 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01. Juli 2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 21. Oktober 
1985 in der zuletzt geltenden Fassung außer Kraft. 
 
 
Bohmte, 29. März 2019 
 
 
 
 
Gemeinde Bohmte 
Der Bürgermeister 
Klaus Goedejohann 


